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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
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ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 276. Sitzung am 4. Dezember 1964 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
(II. Vermögensbildungsgesetz — II. VermBG) 


- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
durch vereinbarte vermögenswirksame Leistungen 
der Arbeitgeber wird nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes gefördert. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für mithelfende 
Familienangehörige und die in Heimarbeit Beschäf- 
tigten. 

§ 2 

(1) Vermögenswirksame Leistungen sind Leistun- 
gen, die der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer er- 
bringt 

a) als Sparbeiträge des Arbeitnehmers, die 
nach demSpar-Prämiengesetz angelegt wer- 
den und nach Maßgabe des § 1 Abs. 4 Nr. 2 
Spar-Prämiengesetz angelegt bleiben, 

b) als Aufwendungen des Arbeitnehmers, die 
nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz an- 
gelegt werden und nach Maßgabe des § 2 
Abs. 2 Satz 3 Wohnungsbau-Prämiengesetz 
angelegt bleiben, 

c) als Aufwendungen des Arbeitnehmers für 
den Bau oder den Erwerb oder die Ent- 
schuldung eines Eigenheims, eines Kauf- 
eigenheims, einer Kleinsiedlung oder einer 
eigengenutzten Eigentumswohnung im 
Sinne des Ersten oder Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes, sofern sie öffentlich gefördert 
oder steuerbegünstigt sind, 

d) als Aufwendungen des Arbeitnehmers für 
den Erwerb eigener Aktien des Arbeitge- 
bers zu einem Vorzugskurs unter Verein- 
barung einer fünfjährigen Sperrfrist (§ 8 
des Gesetzes über steuerrechtliche Maßnah- 
men bei Erhöhung des Nennkapitals aus 
Gesellschaftsmitteln und bei Überlassung 
von eigenen Aktien an Arbeitnehmer in der 
Fassung vom 2. November 1961, Bundes- 
gesetzbl. I S. 1917), 

e) als Aufwendungen des Arbeitnehmers zur 
Begründung von Darlehensforderungen ge- 
gen den Arbeitgeber zu einem Zinsfuß, der 
mindestens dem Zins für Spareinlagen mit 
einer Kündigungsfrist von einem Jahr ent- 
spricht. Voraussetzung ist eine Sperrfrist 
von fünf Jahren. Die Sperrfrist entfällt 


beim Tod des Arbeitnehmers oder bei sei- 
ner völligen Erwerbsunfähigkeit. Der Dar- 
lehensvertrag muß durch ein Kreditinstitut 
verbürgt sein. Die Kosten der Bürgschaft 
muß der Arbeitgeber tragen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstaben a 
und b hat der Arbeitgeber für die berechtigten Ar- 
beitnehmer unmittelbar an das Unternehmen oder 
Institut zu leisten, bei dem die Vermögens wirksame 
Anlage zu erfolgen hat. Das Unternehmen oder In- 
stitut hat dem Arbeitgeber Art und Dauer der An- 
lage der Leistungen zu bestätigen; es hat die ver- 
mögenswirksame Leistung des Arbeitgebers als 
solche besonders kenntlich zu machen. 

§ 3 

Der Arbeitgeber kann auf den Anspruch des Ar- 
beitnehmers auf tarifvertraglich vereinbarte ver- 
mögenswirksame Leistungen die dem Arbeitnehmer 
bisher schon gewährten außertariflichen Sozial- 
leistungen anrechnen, soweit die Sozialleistungen 
als vermögenswirksame Leistungen nach diesem 
Gesetz angelegt werden. 

§ 4 

Der Arbeitgeber hat auf schriftliches Verlangen 
des Arbeitnehmers einen Vertrag über die vermö- 
genswirksame Anlage von Teilen des Arbeitslohns 
abzuschließen. 

§ 5 

(1) Vermögenswirksame Leistungen, die in Be- 
triebsvereinbarungen oder in Verträgen mit Arbeit- 
nehmern vereinbart werden sollen, müssen entwe- 
der allen Arbeitnehmern des Betriebs oder eines 
Betriebsteils oder Gruppen von Arbeitnehmern an- 
geboten werden, die nach Tätigkeitsmerkmalen, Be- 
rufsausbildung, Dauer der Berufszugehörigkeit oder 
nach ähnlichen sachlichen Merkmalen abgegrenzt 
sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn vermög-enswirksame 
Leistungen nach § 4 vereinbart werden. 

(3) Die vermögenswirksamen Leistungen wer- 
den nur dann nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
gefördert, wenn sie für Arbeitnehmer erbracht wer- 
den, die zur Zeit der Fälligkeit der Leistungen min- 
destens ein Kalenderjahr dem Betrieb oder Unter- 
nehmen angehören. Dies gilt nicht, wenn vermö- 
genswirksame Leistungen auf Grund einer Ergebnis- 
beteiligung erbracht werden. 
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§ 6 

(1) Vermögenswirksame Leistungen werden nur 
dann nach den Vorschriften dieses Gesetzes geför- 
dert, wenn der Arbeitnehmer die Art der vermö- 
genswirksamen Anlage und das Unternehmen oder 
Institut, bei dem sie erfolgen soll, frei wählen kann. 
Eine Anlage nach § 2 Abs. 1 Buchstaben d und e ist 
nur mit Zustimmung des Arbeitgebers zulässig. 

(2) Betriebsvereinbarungen über vermögenswirk- 
same Leistungen sollen Bestimmungen enthalten 
über 

a) die Höhe und Fälligkeit der Leistungen und 

b) den Kreis der berechtigten Arbeitnehmer. 


§ 7 

Werden die vermögenswirksamen Leistungen auf 
Grund einer Ergebnisbeteiligung erbracht, so gel- 
ten ergänzend die §§ 8 bis 11. 


§ 8 

(1) Ergebnisbeteiligung im Sinne dieses Gesetzes 
ist die vereinbarte Beteiligung der Arbeitnehmer 
an dem durch ihre Mitarbeit erzielten Leistungs- 
erfolg des Betriebs oder wesentlicher Betriebsteile, 
zum Beispiel auf Grund von Materialersparnissen, 
Verminderung des Ausschusses oder der Fehlzeiten, 
sorgfältiger Wartung der Arbeitsgeräte und Maschi- 
nen, Verbesserung der Arbeitsmethoden und der 
Qualität der Erzeugnisse sowie sonstiger Produk- 
tions- und Produktivitätssteigerungen. Der Lei- 
stungserfolg ist nach betriebswirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten jeweils für bestimmte Berechnungs- 
zeiträume zu ermitteln. Die Ergebnisbeteiligung ist 
vor Beginn eines Berechnungszeitraumes zu verein- 
baren. 

(2) Die Ergebnisbeteiligung kann auch für die 
Gesamtheit der Betriebe eines Unternehmens ver- 
einbart werden. 

§ 9 

(1) Verträge mit Arbeitnehmern über eine ver- 
mögenswirksame Ergebnisbeteiligung bedürfen der 
Schriftform. Sie müssen Bestimmungen enthalten 
über die Art der Ergebnisbeteiligung, die Bemes- 
sungsgrundlage, die Grundsätze für die Berechnung 
des Ergebnisanteils und den Berechnungszeitraum. 

(2) Die Verträge sollen Bestimmungen enthalten 
über 

a) Frist und Form der Mitteilung des Ergeb- 
nisanteils an den Arbeitnehmer, 

b) die Fälligkeit des Ergebnisanteils, 

c) die Art der vermögenswirksamen Anlage 
und das Unternehmen oder Institut, bei 
dem die Anlage erfolgen soll. 


d) die Beendigung der Ergebnisbeteiligung, 
insbesondere für den Fall der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses. 

(3) Soweit die Verträge keine Bestimmungen 
nach Absatz 2 enthalten, gelten folgende Vorschrif- 
ten: 

a) Die Höhe des Ergebnisanteils ist dem be- 
teiligten Arbeitnehmer binnen drei Mona- 
ten nach Ablauf des Berechnungszeitrau- 
mes schriftlich mitzuteilen; er wird zwei 
Monate nach der Mitteilung fällig. 

b) Der Vertrag kann mit einer Frist von drei 
Monaten zum Schluß eines Berechnungs- 
zeitraumes gekündigt werden. 

c) Endet das Arbeitsverhältnis während eines 
Berechnungszeitraumes, so ist der Arbeit- 
nehmer an dem für diesen Berechnungs- 
zeitraum ermittelten Ergebnis beteiligt, 
wenn er dem Betrieb mindestens während 
der Hälfte des Berechnungszeitraumes an- 
gehört hat; sein Ergebnisanteil bemißt sich 
nach dem Verhältnis der Zeit, die er wäh- 
rend des Berechnungszeitraumes dem Be- 
trieb angehört hat, zum Berechnungszeit- 
raum. Absatz 3 Buchstabe a gilt entspre- 
chend. 

§ 10 

(1) Betriebsvereinbarungen über eine vermö- 
genswirksame Ergebnisbeteiligung der Arbeitneh- 
mer müssen Bestimmungen enthalten über 

a) die Art der Ergebnisbeteiligung, die Be- 
messungsgrundlage, die Grundsätze für die 
Berechnung der Ergebnisanteile und den 
Berechnungszeitraum, 

b) den Kreis der beteiligten Arbeitnehmer. 

(2) Die Betriebsvereinbarungen sollen Bestim- 
mungen enthalten über 

a) Frist und Form der Mitteilung der Ergeb- 
nisanteile an die Arbeitnehmer, 

b) die Fälligkeit der Ergebnisanteile, 

c) die Beendigung der Betriebsvereinbarung, 

d) die Beendigung der Ergebnisbeteiligung, 
insbesondere für den Fall der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses. 

(3) Soweit Betriebsvereinbarungen keine Bestim- 
mungen nach Absatz 2 enthalten, gelten folgende 
Vorschriften: 

a) Für die Mitteilung der Ergebnisanteile an 
die Arbeitnehmer und ihre Fälligkeit gilt 
§ 9 Abs. 3 Buchstabe a entsprechend. 

b) Die Betriebsvereinbarung kann mit einer 
Frist von drei Monaten zum Schluß eines 
Berechnungszeitraumes gekündigt werden. 

c) Im Falle der Beendigung des Arbeitsver- 
hältnisses eines Arbeitnehmers gilt § 9 
Abs. 3 Buchstabe c entsprechend. 
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§ 11 

(1) Der Arbeitgeber hat den beteiligten Arbeit- 
nehmern auf Verlangen Auskunft über die Richtig- 
keit der Berechnung der Ergebnisanteile zu erteilen. 
Auf Wunsch des Arbeitgebers haben die beteiligten 
Arbeitnehmer aus ihrer Mitte nicht mehr als drei 
Beauftragte zur Wahrnehmung dieser Auskunfts- 
rechte zu wählen. Die Beauftragten haben über ver- 
trauliche Angaben, die ihnen vom Arbeitgeber aus- 
drücklich als geheimzuhalten bezeichnet worden 
sind, Stillschweigen auch nach Ausscheiden aus dem 
Betrieb zu wahren. Die Beauftragten dürfen wegen 
ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt werden. 

(2) An Stelle der Auskunft nach Absatz 1 kann 
der Arbeitgeber jederzeit bei Mitteilung der Ergeb- 
nisanteile an die Arbeitnehmer die Bestätigung 
eines Wirtschaftsprüfers oder eines vereidigten 
Buchprüfers, eines Steuerberaters oder Steuerbevoll- 
mächtigten über die Richtigkeit der Berechnung der 
Ergebnisanteile vorlegen. 

(3) Durch schriftliche Verträge (§ 9) oder Be- 
triebsvereinbarungen (§ 10) kann eine von den Ab- 
sätzen 1 und 2 abweichende Regelung des Aus- 
kunftsrechts oder des Verfahrens bestimmt wer- 
den. 

§ 12 

(1) Vermögenswirksame Leistungen nach diesem 
Gesetz gelten nicht als steuerpflichtige Einnahmen 
im Sinne des Einkommensteuergesetzes, soweit sie 
bei dem einzelnen Arbeitnehmer 312 Deutsche Mark 
im Kalenderjahr nicht übersteigen. Erhält der Ar- 
beitnehmer zur Zeit der Fälligkeit der vermögens- 
wirksamen Leistung einen Kinderfreibetrag für drei 
oder mehr Kinder nach § 32 Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 des 
Einkommensteuergesetzes, so erhöht sich der in 
Satz 1 genannte Betrag um 50 vom Hundert. 

(2) Werden in den Fällen des § 2 Abs. 1 Buda- 
staben a und b die in § 1 Abs. 4 Nr. 2 Spar-Prämien- 
gesetz und § 2 Abs. 2 Satz 3 Wohnungsbau-Prämien- 
gesetz vorgesehenen Voraussetzungen oder werden 
in den Fällen des § 2 Abs. 1 Buchstaben d und e 
die Sperrfristen nicht eingehalten, so wird eine 
Nachversteuerung durchgeführt. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften zu erlassen über 

1. das Führen eines Sammellohnkontos über 
vermögenswirksame Leistungen, 

2. die Begründung von Anzeigepflichten zum 
Zwecke der Sicherung der Nachversteu- 
erung, 

3. die Nachversteuerung mit einem Pausch- 
steuersatz, 

4. das Verfahren bei der Nachversteuerung. 

Durch diese Rechtsverordnung kann ferner bestimmt 
werden, daß die pauschale Lohnsteuer in den Fäl- 
len des § 2 Abs. 1 Buchstaben a und b durch das Un- 


ternehmen oder Institut, bei dem die vermögens- 
wirksame Leistung angelegt ist, in den Fällen des 
§ 2 Abs. 1 Buchstabe e durch den Arbeitgeber ein- 
zubehalten und an das Finanzamt abzuführen ist 
und daß das Unternehmen oder Institut oder der Ar- 
beitgeber für die Einbehaltung und Abführung der 
pauschalen Lohnsteuer haftet. 

(4) Vermögenswirksame Leistungen nach die- 
sem Gesetz gehören, soweit sie bei dem einzelnen 
Arbeitnehmer die in Absatz 1 genannten Beträge 
im Kalenderjahr nicht übersteigen, nicht zur Lohn- 
summe im Sinne des § 24 des Gewerbesteuergeset- 
zes. Dies gilt nicht, wenn vermögenswirksame Lei- 
stungen nach § 4 vereinbart werden. 


§ 13 

Vermögenswirksame Leistungen nach diesem Ge- 
setz sind kein Entgelt im Sinne der Sozialversiche- 
rung, soweit sie bei dem einzelnen Arbeitnehmer 
die in § 12 Abs. 1 genannten Beträge im Kalender- 
jahr nicht übersteigen. 

§ 14 

(1) Für Steuerpflichtige, die ihren Arbeitnehmern 
vermögenswirksame Leistungen nach diesem Gesetz 
gewähren, ermäßigt sich die Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer für den Veranlagungszeitraum, 
in dem die Leistungen gewährt worden sind, um 20 
vom Hundert der Summe der vermögenswirksamen 
Leistungen, höchstens aber um 500 Deutsche Mark. 
Wird der Gewinn nach einem vom Kalenderjahr 
abweichenden Wirtschaftsjahr ermittelt, so bemißt 
sich die Steuerermäßigung nach den vermögenswirk- 
samen Leistungen in dem Wirtschaftsjahr, das im 
Veranlagungszeitraum endet. Für vermögenswirk- 
same Leistungen, die eine offene Handelsgesell- 
schaft, eine Kommanditgesellschaft oder eine an- 
dere Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als Un- 
ternehmer (Mitunternehmer) anzusehen sind, ihren 
Arbeitnehmern gewährt, ermäßigt sich die Ein- 
kommensteuer oder Körperschaftsteuer für alle Ge- 
sellschafter zusammen um höchstens 500 Deutsche 
Mark. Die Aufteilung der Steuerermäßigung auf die 
einzelnen Gesellschafter richtet sich nach dem Ver- 
hältnis ihrer Gewinnanteile in dem Wirtschaftsjahr, 
das im Veranlagungszeitraum endet. Voraussetzung 
für die Gewährung der Steuerermäßigung ist, daß 
der Steuerpflichtige oder die Gesellschaft am 1. Ok- 
tober des Kalenderjahres, das dem Veranlagungs- 
zeitraum vorausgegangen ist, nicht mehr als 50 Ar- 
beitnehmer beschäftigt hat. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit die vermögens- 
wirksamen Leistungen nur durch Umwandlung schon 
bisher gewährter anderer Leistungen erbracht wer- 
den. 

§ 15 

Für Beamte, Richter, Berufssoldaten und Soldaten 
auf Zeit gelten die Vorschriften dieses Gesetzes ent- 
sprechend. 
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§ 16 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 17 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1965 in Kraft Mit 
seinem Inkrafttreten tritt das Gesetz zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer vom 
12. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 909) außer Kraft. 
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Begründung 


Der Entwurf bezweckt vor allem 

1. jedem Arbeitnehmer zu ermöglichen, Teile seines 
bisherigen Arbeitslohnes vermögenswirksam an- 
zulegen, 

2. über Einzelverträge und Betriebsvereinbarungen 
hinaus auch Tarifverträge über vermögenswirk- 
same Leistungen zuzulassen, 

3. die Beschränkung des Gesetzes auf Arbeitnehmer 
in der Privatwirtschaft zu beseitigen, also auch 
die Angehörigen des öffentlichen Dienstes einzu- 
beziehen, 

4. dem Arbeitnehmer die freie Wahl der Art der 
vermögenswirksamen Anlage zu sichern, 

5. Lohnsteuer und Sozialabgaben bei vermögens- 
wirksamen Leistungen ganz abzuschaffen, 

6. dem Arbeitgeber durch steuerliche Vergünsti- 
gungen zu erleichtern, vermögenswirksame Lei- 
stungen zu gewähren, 

7. Gesetzesumgehungen durch vorzeitiges Abheben 
der vermögenswirksam angelegten Beträge zu 
verhindern, 

8. das Verfahren zu vereinfachen. 

Begründung der einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Absatz 1 

a) Der Hinweis in § 1 Abs. 1 des Gesetzes zur För- 
derung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
vom 12. Juli 1961 auf § 4 beschränkte die 
Formen, in denen vermögenswirksame Leistun- 
gen vereinbart werden können, auf Einzelver- 
träge und Betriebsvereinbarungen. Wenn nun- 
mehr dieser Hinweis fehlt, können künftig auch 
in Tarifverträgen vereinbarte vermögenswirk- 
same Leistungen nach Maßgabe dieses Gesetzes 
gefördert werden. Dies ist gerechtfertigt, weil 
eine wirksame Förderung der Eigentumsbildung 
in Arbeitnehmerhand ohne aktive Mitwirkung 
der Gewerkschaften auf die Dauer nicht möglich 
erscheint. 

b) § 1 Abs. 2 des bisherigen Gesetzes zur Förde- 
rung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
ließ nur vermögenswirksame Leistungen an 
Arbeitnehmer im Sinne des Betriebsverfassungs- 
gesetzes zu und schloß damit die Angestellten 
und Arbeiter des öffentlichen Dienstes von der 
Förderung aus. Die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes tragen aber ebenso wie die Arbeitneh- 
mer in der Privatwirtschaft zu der volkswirt- 
schaftlichen Gesamtleistung bei. Es ist deshalb 
nur gerecht, ihre Vermögensbildung in ähnlicher 
Weise zu fördern. Nach der neuen Fassung des 


§ 1 Abs. 1 gilt der allgemeine Arbeitnehmerbe- 
griff, für den es gleichgültig ist, ob der Arbeit- 
geber eine Person des privaten oder des öffent- 
lichen Rechts ist, so daß auch die Arbeiter und 
Angestellten des öffentlichen Dienstes in das 
Gesetz einbezogen sind. 

Absatz 2 

Absatz 2 besagt zunächst, daß auch die im Betrieb 
mithelfenden Familienangehörigen nach den Vor- 
schriften des Gesetzes gefördert werden können. 
Das entspricht der Mittelschichtenpolitik der Bundes- 
regierung. Weiter wird klargestellt, daß die in 
Heimarbeit Beschäftigten ebenfalls unter die Vor- 
schriften des Vermögensbildungsgesetzes fallen. 
Damit ändert sich sachlich gegenüber der bisherigen 
Regelung nichts. Denn weil die in Heimarbeit Be- 
schäftigten nach § 5 Betriebsverfassungsgesetz in 
Verbindung mit § 4 Abs. 1 des Betriebsverfassungs- 
gesetz zu den Arbeitnehmern im Sinne des Betriebs- 
verfassungsgesetzes gehören, brauchten sie ' bisher 
nicht besonders genannt zu werden. 


Zu § 2 

Absatz 1 

Die einzelnen Möglichkeiten, nach denen Leistungen 
der Arbeitgeber vermögenswirksam angelegt wer- 
den können, sind dieselben wie im bisherigen Ge- 
setz zur Förderung der Vermögensbildung der Ar- 
beitnehmer. Lediglich folgende Änderungen sind 
eingetreten: 

Zu Buchstabe a 

Künftig soll nicht nur erforderlich sein, daß die 
Sparbeiträge nach dem Spar-Prämiengesetz angelegt 
werden, sondern auch, daß sie angelegt bleiben. 
Damit wird dem neuen § 12 Abs. 2 Rechnung ge- 
tragen. Diese Vorschrift bestimmt, daß für den- 
jenigen, der die vermögenswirksam angelegten Be- 
träge vorzeitig abhebt oder sie sonstigen Voraus- 
setzungen für die Gewährung der Prämie nidit ein- 
hält, die Vergünstigungen des Vermögensbildungs- 
gesetzes entfallen und eine Nachversteuerung durch- 
zuführen ist. Es kommt also nicht allein darauf an, 
daß die Beträge nach dem Spar-Prämiengesetz an- 
gelegt werden, es müssen vielmehr die in diesem 
Gesetz genannten Voraussetzungen (Festlegung der 
Beträge auf durchweg fünf Jahre, Verbot der Ab- 
tretung und Beleihung) auch eingehalten werden. 
Das Kreditaufnahmeverbot (§ 2 Abs. 4 Nr. 1 Spar- 
Prämiengesetz) ist dagegen nicht in § 2 Abs. 1 
Buchstabe a erwähnt, weil eine Kreditaufnahme 
kaum in Betracht kommen dürfte. 

Auch in Zukunft bleiben vorzeitige Abhebungen bei 
Tod, völliger Erwerbsunfähigkeit oder Eheschlie- 
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ßung des Arbeitnehmers nach Maßgabe des Spar- 
Prämiengesetzes zulässig. 

Im übrigen hat die Änderung lediglich rechtstechni- 
schen Charakter. Da das im geltenden Vermögens- 
bildungsgesetz angegebene Datum des Spar-Prä- 
miengesetzes wegen der Novellen vom 6. Februar 
1963 und 21. Januar 1964 nicht mehr zutrifft und ini 
Zuge des Steueränderungsgesetzes 1964 noch wei- 
tere Änderungen des Spar-Prämiengesetzes bevor- 
stehen, zudem das Spar-Prämiengesetz inzwischen 
auch allgemein bekannt ist, kann auf die Angaben 
des Datums und der Fundstelle verzichtet werden. 

Zu Buchstabe b 

Das Vorstehende gilt für das Wohnungsbau-Prä- 
miengesetz entsprechend. 

Zu Buchstabe c 

Die Änderung bezweckt — neben nur redaktionellen 
Verbesserungen — klarzustellen, daß auch die 
Eigenheime usw. im Sinne des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes begünstigt werden. 

Zu Buchstabe d 

Für das weniger bekannte Gesetz über steuerrecht- 
liche Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals 
aus Gesellschaftsmitteln und bei Überlassung von 
eigenen Aktien an Arbeitnehmer kann auf die An- 
gaben des Datums und der Fundstelle nicht ver- 
zichtet werden. Die Änderung ist nötig, um die Neu- 
fassung vom 2, November 1961 zu berücksichtigen. 

Absatz 2 

Absatz 2 bleibt gegenüber der bisherigen Fassung 
unverändert. 

Zu § 3 

Soweit bisher schon gewährte außertarifliche Sozial- 
leistungen als vermögenswirksame Leistungen an- 
gelegt werden, soll der Arbeitgeber sie auf tarifver- 
traglich vereinbarte vermögenswirksame Leistungen 
anrechnen können. Auf diese Weise wird eine Dop- 
pelbelastung des Arbeitgebers mit bisher schon ge- 
zahlten Soziaileistungen und künftigen tarifver- 
traglich vereinbarten vermögenswirksamien Leistun- 
gen vermieden. 

Eine weitergehende Anrechnungsklausel mit dem 
Inhalt, daß außertarifliche Sozialleistungen schlecht- 
hin — also auch, wenn sie nicht als vermögenswirk- 
same Leistungen angelegt werden — auf tarifver- 
tragliche vermögenswirksame Leistungen angerech- 
net werden können, erschien dagegen nicht ver- 
tretbar. Eine solche Klausel würde tarifliche ver- 
mögenswirksame Leistungen weitgehend ausschlie- 
ßen, weil die Mehrzahl der Arbeitgeber ihren 
Arbeitnehmern irgendwelche außertariflichen Sozial- 
ieistungen zahlt, also fast stets eine Anrechnung auf 
tarifvertraglich vereinbarte vermögenswirksame 
Leistungen möglich wäre. Da es der Zweck des Ge- 
setzes ist, die Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
zu fördern, ist es sinnvoll, die Umwandlung von bis- 
her in bar gezahlten Sozialleistungen in vermögens- 
v/irksame Leistungen durch eine Anrechnungskiausel 


zu unterstützen. Dagegen erscheint es nicht gerecht- 
fertigt, Sozialleistungen, die weiterhin ganz über- 
wiegend in den Konsum fließen, auf vermögens- 
wirksame Leistungen anzurechnen. Eine solch weit- 
gehende Anrechnung würde auch mittelständische 
Betriebe benachteiligen, weil dort sehr viel weniger 
häufig als in Großbetrieben Sozialleistungen ge- 
zahlt werden. 

Zu § 4 

Nach der derzeitigen Rechtslage ist eine vermögens- 
wirksame Anlage von bisher in bar gezahlten Lohn- 
teiien nur möglich, wenn der Arbeitgeber mit ihr 
einverstanden ist. Nunmehr soll der Arbeitgeber 
verpflichtet sein, mit dem einzelnen Arbeitnehmer 
einen Vertrag über die vermögenswirksame Anlage 
abzuschließen, falls dieser es verlangt. Damit wird 
die Vermögensbildung der Arbeitnehmer wesentlich 
wirksamer als bisher gefördert. 

Die Obergrenze der begünstigten Beträge von 
312 DM gilt auch bei Überschneidungen von ver- 
mögenswirksamen Leistungen, die nach § 4 verein- 
bart werden, mit vermögenswirksamen Leistungen, 
die in anderer Weise, insbesondere in Tarifverträ- 
gen, vereinbart werden. 

Zu § 5 
Absatz 1 

§ 5 ist nach seinem neuen Wortlaut auf Betriebs- 
vereinbarungen und Einzelverträge beschränkt, gilt 
also nicht für Tarifverträge. Das hat folgenden 
Grund: Gemäß § 4 Abs. 1 Tarifvertragsgesetz in 
Verbindung mit § 3 Abs. 1 Tarifvertragsgesetz 
gelten die Rechtsnormen eines Tarifvertrages, die 
u. a. den Inhalt von Arbeitsverhältnissen ordnen, 
unmittelbar und zwingend nur zwischen den Mit- 
gliedern der Tarifvertragsparteien. Ohne die Be- 
schränkung des § 5 Abs. 1 auf Betriebsvereinbarun- 
gen und Einzelverträge könnte möglicherweise ge- 
folgert werden, in Tarifverträgen vereinbarte ver- 
mögenswirksame Leistungen seien nur dann nach 
Maßgabe des Gesetzes zu fördern, wenn alle Arbeit- 
nehmer des Betriebes oder Betriebsteils tarifgebun- 
den sind. Andernfalls sei nämlich § 5 Abs. 1 Ver- 
mögensbildungsgesetz verletzt, weil die Tarifgebun- 
denheit kein „ähnliches sachliches Merkmal" im 
Sinne dieser Vorschrift sei. Diese Schlußfolgerung 
soll die neue Fassung ausschließen. 

Der Wegfall des Klammerzusatzes „§ 1 Abs. 2“ in 
§ 3 Abs. 1 des bisherigen Gesetzes zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer trägt der 
Streichung des § 1 Abs. 2 in seiner früheren Fassung 
Rechnung. Das Wort „zugesagt" im bisherigen § 3 
Abs. 1 ist aus redaktionellen Gründen durch das 
Wort „angeboten" ersetzt worden. 

Absatz 2 

Dieser Absatz trägt dem neuen § 4 Rechnung. Für 
die Vermögens wirksame Anlage auf einseitiges Ver- 
langen des Arbeitnehmers kann § 5 Abs. 1, der 
verhindert, daß der Arbeitgeber einzelnen, nach 
unsachlichen Gesichtspunkten ausgewählten Arbeit- 
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nehmern vermögenswirksame Leistungen gewährt, 
keine Anwendung finden. 

Absatz 3 

Absatz 3 bleibt gegenüber der bisherigen Regelung 
unverändert. 

Zu § 6 

Absatz 1 

In Satz 1 wird dem Arbeitnehmer die freie Wahl der 
Art der vermögenswirksamen Anlage und des Un- 
ternehmens oder Instituts, bei dem die Gelder ein- 
gezahlt werden sollen, gesichert. Niemand soll ge- 
gen seinen Willen veranlaßt werden, seine Sparbe- 
träge in einer bestimmten Weise oder in einem be- 
stimmten Institut anzulegen. 

Satz 2 stellt klar, daß der Arbeitgeber weder zur 
Überlassung von Belegschaftsaktien nach § 2 Abs. 1 
Buchstabe d noch zur Anlage der Vermögens wirk- 
samen Leistungen nach § 2 Abs. 1 Buchstabe e in 
seinem Unternehmen gezwungen werden kann. 

Absatz 2 

Absatz 2 entspricht im wesentlichen dem § 4 Abs. 1 
des bisherigen Gesetzes zur Förderung der Ver- 
mögensbildung der Arbeitnehmer. Die bisherige 
Mußvorschrift ist zum Zwecke der Verwaltungsver- 
einfachung in eine Sollvorschrift geändert worden, 
damit nicht bei einem Verstoß gegen diese Form- 
vorschriften, der möglicherweise erst nach Jahren 
bei einer Lohnsteueraußenprüfung festgestellt wird, 
mit erheblichem Verwaltungsaufwand eine Nachver- 
steuerung durchgeführt und nachträgliche Sozialab- 
gaben erhoben werden müssen. Weiter entfällt der 
bisherige Buchstabe c. Damit wird dem neuen Ab- 
satz 1 Rechnung getragen. 

Zu § 7 

§ 7 legt lediglich fest, daß die §§ 8 bis 11 hei ver- 
mögenswirksamen Leistungen auf Grund einer Er- 
gebnisbeteiligung ergänzend Anwendung finden. 

Zu § 8 

§ 8 entspricht dem § 6 des bisherigen Gesetzes zur 
Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer. 

Zu § 9 

§ 9 entspricht dem § 7 des bisherigen Gesetzes zur 
Förderung der Vermögensbildung der Arbeitneh- 
mer. Nach Einführung des neuen § 6 Abs. 1 konnte 
allerdings Absatz 3 Buchstabe d gestrichen werden. 

Zu § 10 

§10 entspricht im wesentlichen dem § 8 des bisheri- 
gen Gesetzes zur Förderung der Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer. Um dem neuen § 6 Abs. 1 Rech- 
nung zu tragen, war der bisherige Absatz 1 Buch- 
stabe c zu streichen. 


Zu § 11 

Die Änderung trägt der neuen Terminologie des 
Steuerberatungsgesetzes vom 16. August 1961 Rech- 
nung, nach der die früheren Helfer in Steuersachen 
jetzt „Steuerbevollmächtigte" heißen. 

Zu § 12 

Absatz 1 

1. Bisher mußte der Arbeitgeber bei verrnögens- 
wirksamen Leistungen die Lohnsteuer des Ar- 
beitnehmers in Form einer Pauschale von 8 ®/o 
zahlen. Das hat viele Arbeitgeber daran gehin- 
dert, mit ihren Arbeitnehmern vermögenswirk- 
same Leistungen zu vereinbaren. Wenn nun- 
mehr die Lohnsteuerpauschale wegfällt, ist da- 
her eine verstärkte Anwendung des Gesetzes zu 
erwarten. 

Der Wegfall der Lohnsteuer ist weiter dadurch 
zu rechtfertigen, daß die Beiträge der Arbeit- 
geber zur Sozialversicherung ebenfalls lohn- 
steuerfrei sind. In dem Bereich oberhalb der 
durch die heutigen Rentengesetze in etwa ge- 
währleisteten wirksamen Grundsicherung darf 
die individuelle Sicherung, die in den vermö- 
genswirksamen Leistungen liegt, jedenfalls nicht 
weniger als die kollektive Sicherung gefördert 
werden. 

Es kommt hinzu, daß der Arbeitnehmer, nachdem 
er nunmehr einen Anspruch auf eine vermögens- 
wirksame Anlage von Teilen seines Lohnes hat, 
den Arbeitgeber bei Beibehaltung der achtpro- 
zentigen Lohnsteuerpauschale gegen dessen 
Willen veranlassen könnte, die Lohnsteuer zu 
tragen. 

Auch ist es bei einem Wegfall der Lohnsteuer 
gerechtfertigt, das Antragsverfahren abzuschaf- 
fen. Das führt sowohl für die Unternehmen als 
auch für die Finanzverwaltung zu einer starken 
verwaltungsmäßigen Entlastung. Berücksichtigt 
man, wie viele Leistungen des Arbeitgebers an 
den Arbeitnehmer durch das Steuerrecht von der 
Lohnsteuer freigestellt werden (z. B. Jubiläums- 
geschenke, Beihilfen, Aufwandsentschädigungen, 
Zuschüsse zum Krankengeld, Heirats- und Ge- 
burtsbeihilfen), ohne daß ein besonderes Antrags- 
verfahren vorgesehen ist, so dürfte sich ein sol- 
ches Verfahren auch bei vermögenswirksamen 
Leistungen erübrigen, wenn die Lohnsteuerpau- 
schale abgeschafft wird. 

2. Die in § 12 Abs. 1 Satz 2 vorgesehene Erhöhung 
des 312-DM-Betrages für Arbeitnehmer mit drei 
oder mehr Kindern um 50 ®/o soll kinderreichen 
Familien einen zusätzlichen Vorteil bieten. 

Absatz 2 

Nach geltendem Recht verliert ein Arbeitnehmer, 
der die zum Beispiel nach dem Spar-Prämiengesetz 
angelegte vermögenswirksame Leistung vorzeitig 
abhebt, lediglich die Sparprämie. Dagegen braucht 
er weder die Lohnsteuer noch die Sozialversiche- 
rungsbeiträge nachzuentrichten. Diese „Lücke im 
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Gesetz" soll nunmehr dadurch gesdilossien werden, 
daß die Befreiung von der Lohnsteuer nur eintritt, 
wenn die Sperrfristen und die sonstigen Voraus- 
setzungen für die Gewährung der Prämien oder 
Steuervergünstigungen eingehalten werden. An- 
dernfalls sollen die Finanzämter in Zukunft die 
Lohnsteuer nachfordern. Es ist vorgesehen, grund- 
sätzlich den Arbeitnehmer in Anspruch zu nehmen. 
Nur wenn der Arbeitnehmer bei der Nichteinhal- 
tung der Sperrfristen und der sonstigen Voraus- 
setzungen für die Steuervergünstigungen mit dem 
Arbeitgeber zusammengewirkt hat (z. B. im Fall des 
§ 2 Abs, 1 Buchstabe e), soll wahlweise auch der 
Arbeitgeber in Anspruch genommen werden kön- 
nen. Es ist zu erwarten, daß nach Zulassung der 
Nachversteuerung die Zahl der Fälle, in denen ver- 
mögenswirksam angelegte Beträge vorzeitig abge- 
hoben werden, sehr gering bleiben wird. 

Absatz 3 

In Absatz 3 sind die Ermächtigungen für Rechtsver- 
ordnungen zusammengefaßt, die die Einzelheiten, 
die sich aus dem Wegfall der Lohnsteuer und der 
eventuellen Nachversteuerung ergeben, regeln sol- 
len. 

Absatz 4 

Absatz 4 legt ebenso wie § 10 Abs. 4 des bisherigen 
Gesetzes zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer fest, daß die Vermögens wirksamen 
Leistungen bis zu den in Absatz 1 genannten Be- 
trägen nicht zur Lohnsumme im Sinne des § 24 des 
Gewerbesteuergesetzes gehören. Da in den Fällen 
des § 4 der Arbeitgeber keine zusätzlichen Aufwen- 
dungen zu machen braucht, besteht kein Anlaß, ihn 
auch in diesen Fällen von der Lohnsummensteuer zu 
befreien. 


Zu § 13 

Im Gegensatz zu der bisherigen Regelung in § 11 
des Gesetzes zur Förderung der Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer sollen nunmehr vermögenswirk- 
same Leistungen immer sozialversicherungsfrei sein. 
Damit soll der Anreiz für Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer, vermögenswirksame Leistungen zu verein- 
baren, auch bei den Betrieben verstärkt werden, die 
den Betrag von 312 DM im Kalenderjahr bereits 
für die Zukunftssicherung der Arbeitnehmer ganz 
oder teilweise ausgeschöpft haben. Außerdem sollen 
auch die mit der bisherigen Anrechnung verbunde- 
nen verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten, über die 
viele Betriebe klagen, beseitigt werden. Die Erhö- 
hung des 312-DM-Betrages für kinderreiche Arbeit- 
nehmer auch im Rahmen des § 13 soll die Möglich- 
keit schaffen, die Vermögenjsbildung dieser Arbeit- 
nehmer verstärkt zu fördern. 


Zu § 14 

Nach dieser Vorschrift erhalten die Steuerpflichti- 
gen, die ihren Arbeitnehmern zusätzlich zum bis- 
herigen Arbeitslohn vermögenswirksame Leistun- 
gen gewähren, steuerliche Vergünstigungen. Damit 


wird der Anreiz für die Arbeitgeber verstärkt, mit 
ihren Arbeitnehmern neben dem laufenden Arbeits- 
entgelt Vermögens wirksame Leistungen zu verein- 
baren. Gleichzeitig wird es den Arbeitgebern wirt- 
schaftlich erleichtert, vermögenswirksame Leistun- 
gen zu erbringen. Durch die Begrenzung des Steuer- 
abzugs auf 500 DM und auf Betriebe mit nicht mehr 
als 50 Arbeitnehmern ist gewährleistet, daß diese 
Vergünstigung vor allem für mittelständische Un- 
ternehmen fühlbar wird. 

Rechtstechnisch ist die Vorschrift dem Berlin-Hilfe- 
gesetz (BHG 1964) vom 19. August 1964 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 675) nachgebildet. Der auch dort vor- 
gesehene Abzug von der Steuerschuld schaltet eine 
unterschiedliche Behandlung der Steuerpflichtigen 
aus, wie sie sich wegen der Steuerprogression bei 
einem Abzug vom steuerpflichtigen Einkommen er- 
gibt. 

Zu § 15 

Für Beamte, Richter, Berufssoldaten und Soldaten 
auf Zeit gelten die vorstehenden Vorschriften ent- 
sprechend. Beamte usw. können also gemäß § 4 ver- 
langen, daß ein Teil der Dienstbezüge vermögens- 
wirksam angelegt wird. Ob den Beamten, Richtern, 
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit auf Grund 
erst noch zu schaffender gesetzlicher Vorschriften 
des Bundes und der Länder zusätzlich zu ihren 
Dienstbezügen vermögenswirksame Leistungen ge- 
währt werden, bleibt den zuständigen Gesetzgebern 
Vorbehalten, 

Zu § 16 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 17 

§ 17 regelt den Tag des Inkrafttretens und die Auf- 
hebung des Gesetzes vom 12. Juli 1961, 


Kosten 

Bund und Länder werden durch die Ausführung des 
Gesetzes mit Kosten belastet. 

Der Steuerausfall, der sich aus dem Wegfall der 
Lohnsteuerpauschale bei vermögenswirksamen Lei- 
stungen ergibt, hängt davon ab, in welchem Um- 
fang das Vermögensbildungsgesetz in Zukunft an- 
gewendet wird. Eine Voraussage ist insoweit natur- 
gemäß nicht möglich. 1963 haben nach groben 
Schätzungen insgesamt etwa 250 000 Arbeitnehmer 
durchschnittlich 280 DM vermögenswirksame Lei- 
stungen nach dem geltenden Gesetz zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer erhalten. 
Soweit der Arbeitgeber vermögenswirksame Lei- 
stungen erbringt, die er sonst in anderer Form nicht 
gewähren würde, wird überhaupt kein Lohnsteuer- 
ausfall, sondern — wie bei jeder Lohnerhöhung — 
ein nur schwer schätzbarer Ausfall an Gewerbe-, 
Körperschaft- und Einkommensteuer eintreten. Wird 
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angenommen, daß im ersten Jahr nach Inkrafttreten 
des Zweiten Gesetzes zur Förderung der Vermö- 
gensbildung der Arbeitnehmer etwa 2,5 Mio Arbeit- 
nehmer (also etwa zehnmal so viel wie im Jahre 
1963) jährlich durchschnittlich 300 DM vermögens- 
wirksame Leistungen an Stelle von Leistungen er- 
halten, die der Arbeitgeber sonst in bar gewähren 
würde (also durch sogenannte Umwandlungen), so 
bedeutet das einen jährlichen Lohnsteuerausfall von 
60 Mio DM. Dieser wäre zur Zeit zu 39 ^/o, also in 
Höhe von 23,4 Mio DM vom Bund und im übrigen 
von den Ländern zu tragen. 

Durch die Einbeziehung der Beamten, Richter und 
Soldaten entstehen für Bund, Länder und Gemein- 


den über den oben dargestellten Steuerausfall hin- 
aus keine weiteren Kosten. 

In welchem Ausmaß die Möglichkeit des Arbeitge- 
bers, für zusätzlich gewährte vermögenswirksame 
Leistungen auf Grund von § 14 einen Abzug von der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer zu verlangen, 
Steuerausfälle bewirkt, hängt ebenfalls von der An- 
wendung des Gesetzes ab. Nimmt man an, daß etwa 
20 ®/o der nicht landwirtschaftlichen Unternehmen 
und 10 Vo der landwirtschaftlichen Unternehmen zu- 
sätzliche vermögenswirksame Leistungen zahlen, 
dürfte der Steuerausfall für Bund und Länder ins- 
gesamt etwa 75 Mio DM, für den Bund allein etwa 
29,3 Mio DM, ausmachen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . § 1 Abs. 2 

Das Wort „entsprechend" ist durch das Wort 
„auch" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

2. § 3 

ln Zeile 5 ist vor dem Wort „Sozialleistun- 
gen" das Wort „betriebliche" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

3. § 11 Abs. 3 

ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Durch schriftliche Verträge (§ 9), Betriebs- 
vereinbarungen (§ 10) oder Tarifverträge kann 
eine von den Absätzen 1 und 2 abweichende 
Regelung des Auskunftsrechts oder des Ver- 
fahrens bestimmt werden." 

Begründung 

§ 11 regelt das Auskunftsrecht im Falle der ver- 
einbarten Ergebnisbeteiligung. Durch den Ent- 
wurf sollen auch tarifvertragliche Vereinbarun- 
gen über Ergebnisbeteiligungen förderungsfähig 
werden. Für den Fall einer tarifvertraglichen 
Vereinbarung einer Ergebnisbeteiligung sind 
aber die in § 11 Abs. 1 und 2 vorgesehenen Aus- 
kunftsregelungen nicht anwendbar. Deshalb muß 


die Möglichkeit geschaffen werden, durch Tarif- 
vertrag abweichende Regelungen zu treffen. 


4. § 13 

Folgender Halbsatz ist anzufügen: 

„; dies gilt nicht für die gesetzliche Unfallver- 
sicherung, soweit es sich um vermögenswirksame 
Anlagen nach § 4 handelt." 

Begründung 

Nach § 571 RVO ist der Unfallrente der Jahres- 
arbeitsverdienst im Jahre vor dem Arbeitsunfall 
zugrunde zu legen. Eine in diesen Zeitraum 
fallende vermögenswirksame Anlage nach § 4 
des Entwurfs wirkt sich nach § 13 dauernd 
rentenmindernd aus. Die Höhe dieser Minderung 
richtet sich nach der Höhe der in dem Jahre vor 
dem Arbeitsunfall geleisteten vermögenswirk- 
samen Beträge. 

5. § 15 
Entschließung 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens sollte geprüft werden, inwieweit eine 
Konkretisierung der in § 15 vorgesehenen ent- 
sprechenden Anwendung des Gesetzes, insbe- 
sondere auch der Vorschrift über die Ergebnis- 
beteiligung, auf Beamte möglich oder notwendig 
ist. Die Frage der Anwendbarkeit der Vorschrif- 
ten über die Ergebnisbeteiligung auf Angestellte 
und Arbeiter des öffentlichen Dienstes sollte in 
diesem Zusammenhang ebenfalls geprüft werden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


L 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates zu 1. (§ 1 Abs. 2), zu 2. 
(§ 3) und zu 3. (§ 11 Abs. 3) zu. 


IL 

Zu den übrigen Vorschlägen: 

Zu 4. (§ 13) 

Der Bundesrat schlägt vor, die gesetzliche Unfall- 
versicherung aus § 13 auszuklammern, jedoch nur, 
soweit es sich um vermögenswirksame Anlagen 
nach § 4 handelt. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit der 
Maßgabe zu, daß die gesetzliche Unfallversiche- 


rung allgemein aus der Regelung des § 13 ausge- 
nommen wird, also § 13 folgender Halbsatz anzu- 
fügen ist: dies gilt nicht für die gesetzliche Unfall- 
versicherung.'' Die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Beschränkung auf vermögenswirksame Anlagen 
nach § 4 würde nämlich zu verwaltungsmäßigen 
Schwierigkeiten führen. 

Zu 5. (§ 15) 

Der Bundesrat schlägt vor, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, inwieweit § 15 
konkretisiert werden kann und die Vorschriften 
über die Ergebnisbeteiligung auf die Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes anwendbar sind. 

Die Bundesregierung ist damit einverstanden, daß 
geprüft wird, inwieweit klargestellt werden kann, 
welche Vorschriften des Gesetzentwurfs im einzel- 
nen auf Angehörige des öffentlichen Dienstes anzu- 
wenden sind. 
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